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2. Das Niederschlags- bzw. Oberflächenwasser ist durch Versickerung auf dem Grundstück wieder dem
Grundwasser zuzuführen, um den Wasserrückhalt zu fördern.

Mit der Vorlage des Bauantrages ist ein qualifizierter Freiflächengestaltungsplan in einem
aussagekräftigen Maßstab vorzulegen. Die Anordnung der Zufahrten und Stellplätze, der
Oberflächenbefestigung, sowie Anordnung, Art und Umfang der Begrünung des Baugrundstückes sind
darzustellen.

3. Die privaten befestigten Flächen sind, soweit nicht schon bestehend bzw. soweit bei Neuanlagen aus der
innerbetrieblichen Gründen möglich, versickerungsfähig auszubilden.

4. Die von der Landwirtschaft üblicherweise ausgehenden Immissionen, insbesondere Geruch, Lärm und
Staub sind zu dulden.

5. Gewerbegeräusche:9. ÄNDERUNG UND ERWEITERUNG DES BEBAUUNGSPLANES
GEWERBEGEBIET „STROHHOF I“

GEMEINDE FRIDOLFING - LANDKREIS TRAUNSTEIN
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Präambel
Die Gemeinde Fridolfing, Landkreis Traunstein, erlässt aufgrund der §§ 2
Abs. 1, 8,9 und 10 Baugesetzbuch (BauGB), Art. 23 Gemeindeverordnung
für den Freistaat Bayern (GO) und die Verordnung über die Bauliche Nutzung
der Grundstücke (BauNVO) und aufgrund der Bayer. Bauordnung -BayBO-
diesen Bebauungsplan als Satzung.
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Gemeinde Fridolfing
Landkreis Traunstein

9. Änderung und Erweiterung
des Bebauungsplanes Gewerbegebiet

„Strohhof I“

LAGEPLAN M=1:1.000
Fassung: 10.03.2026

Planung:

...................................................
Datum, Unterschrift

Sonntagshornstraße 19
83278 Traunstein
Telefon +49 (0) 8 61 98 96 3-31
Fax +49 (0) 8 61 98 96 3-47
www.s-a-k.de
info@s-a-k.de

G:\1-2026-Projekte\2022\1-22\1-22-056\G-01\260413_Bebauungsplan_1-22-056_06.dwg

E) Verfahrensvermerke

1. Der Gemeinderat hat in der Sitzung vom .................... die Aufstellung der 8. Änderung
des Bebauungsplanes gemäß § 2 Abs. 1 BauGB beschlossen. Der
Aufstellungsbeschluss wurde am .................... ortsüblich bekannt gemacht.

2. Zu dem Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom .................... wurden die
Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB in der
Zeit vom .................... bis .................... beteiligt.

3. Der Entwurf des Bebauungsplanes in der Fassung vom .................... wurde mit der
Begründung gemäß § 3 Abs. 2 BauGB in der Zeit vom .................... bis ....................
öffentlich ausgelegt.

4. Die Gemeinde hat mit dem Beschluss des Gemeinderates vom .................... den
Bebauungsplan in der Fassung vom .................... gemäß § 10 BauGB als Satzung
beschlossen.

Gemeinde Fridolfing, den ....................

................................................................................
Werner Schulzke, 1. Bürgermeister

5. Ausgefertigt

Gemeinde Fridolfing, den ....................

................................................................................
Werner Schulzke, 1. Bürgermeister

6. Der Satzungsbeschluss zu dem Bebauungsplan wurde am ...................... gemäß § 10
Abs. 3 Halbsatz 2 BauGB ortsüblich bekannt gemacht. Der Bebauungsplan mit
Begründung wird seit diesem Tag zu den üblichen Dienststunden in der Stadt zu
jedermanns Einsicht bereitgehalten und über dessen Inhalt auf Verlangen Auskunft
gegeben. Der Bebauungsplan ist damit in Kraft getreten. Auf die Rechtsfolgen des § 44
Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4 BauGB und die §§ 214 und 215 BauGB wird
hingewiesen.

Gemeinde Fridolfing, den ....................

................................................................................
Werner Schulzke, 1. Bürgermeister

Damm

Sickerbecken

Bäume und Sträucher zu pflanzen (Standortvorschlag); Auswahl
aus Liste unter Pos 4.5 der textlichen Festsetzungen

vorgeschlagene Baukörper

private Grünfläche, Randeingrünung - bis zu 3 Zufahrten á max-
15m Breite zulässig

Das ausgewiesene Gewerbe- und Industriegebiet ist nach §1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BauNVO hinsichtlich 
der maximal zulässigen Geräuschemissionen gegliedert.

Es sind nur Betriebe und Anlagen zulässig, deren Geräuschemissionen je m² Grundfläche folgende 
immissionswirksame flächenbezogene Schallleistungspegel (Emissionskontingente) nicht überschreiten:

7. Immissionsschutz

Immissionswirksame flächenbezogene
Schallleistungspegel in dB(A)

Teilfläche L    " L    "

Strohhof I GE 01 (9. Änd.)  65  50

Strohhof I GE 02 (9. Änd.)  62  47

Strohhof I GI 01 (9. Änd.)  68  53

Strohhof I GI 02 (9. Änd.)  66  51

WA   Tag    WA  Nacht

Als emittierende Flächen gelten die gesamten vom jeweiligen Betrieb bzw. Vorhaben innerhalb der 
jeweiligen mit Planzeichen festgesetzten Teilflächen GE 01, GE 02, GI 01 sowie GI 02 in Anspruch 
genommen Flächen.

Wenn dem Vorhaben nur ein Teil einer Kontingentfläche zuzuordnen ist, so ist auch nur das 
Emissionskontingent dieser Teilfläche dem Vorhaben zuzuordnen. Sind dem Vorhaben mehrere 
Kontingentflächen oder mehrere Teile von Kontingentflächen zuzuordnen, so sind die jeweiligen 
Immissionskontingente zu summieren.

Ein festgesetztes Emissionskontingent darf zeitgleich nicht von mehreren Anlagen oder Betrieben in 
Anspruch genommen werden. Wenn Anlagen oder Betriebe Immissionskontingente von nicht zur Anlage 
oder zum Betrieb gehörenden Kontingentflächen und/oder Teilen davon in Anspruch nehmen, ist eine 
zeitlich parallele Inanspruchnahme dieser Immissions\hichkontingente öffentlich-rechtlich 
auszuschließen (z.B. durch Dienstbarkeit oder öffentlich-rechtlichen Vertrag).

Bei der Überprüfung der Einhaltung der Emissionskontingente im Einzelgenehmigungsverfahren sind die 
nachfolgenden Regelungen, die auf der TA Lärm vom 26.08.1998 basieren, maßgebend.
Die Berechnung der zulässigen Immissionskontingente je Betriebsgrundstück ist nach den
Rechenvorschriften der DIN ISO 9613-2 bei freier Schallausbreitung und unter Annahme von ebenem
Gelände mit einer Quellhöhe von 4 m durchzuführen. 
Das Ergebnis ist auf 0,1 dB(A) zu runden.

Der Nachweis der Einhaltung der sich aus den Emissionskontingenten ergebenden zulässigen 
Geräuschimmissionskontingente der einzelnen Betriebe ist für Immissionsorte im Sinne von Nr. 2.3 der 
TA Lärm an den nächstgelegenen Baugrenzen oder Gebäudefassaden der außerhalb des gesamten 
Geltungsbereiches des geänderten Bebauungsplanes Strohhof I liegenden Nutzungen, in denen sich 
Fenster von Aufenthaltsräumen befinden oder auf Grund von Planungsrecht entstehen können, zu 
führen.
Unterschreitet der sich auf Grund der Festsetzung ergebende zulässige Immissionsanteil des Betriebes
den am Immissionsort geltenden Immissionsrichtwert um mehr als 15 dB(A), so erhöht sich der
zulässige Immissionsanteil auf den Wert Immissionsrichtwert - 15 dB(A) [Anlehnung an Relevanzgrenze
nach DIN 45691].

Innerhalb des Bebauungsplangebietes ist bei der Planung der Betriebsanlagen darauf zu achten, dass 
auf den jeweiligen unmittelbaren Nachbargrundstücken an den nächstgelegenen 
Nachbarimmissionsorten (Fenster von Aufenthalts\hichräumen) bzw., wenn das Nachbargrundstück 
nicht bebaut ist, an den nächstgelegenen Baugrenzen die Immissionsrichtwerte für Gewerbe- und 
Industriegebiete gemäß Nr. 6.1.b TA Lärm eingehalten werden.

 Maßnahme 1 A

Entwicklungsziel: Streuobstwiese mit mäßig extensiv genutztem, artenreichem Grünland (B432-GU651L-BX
 gem. BayKompV)

Herstellungsmaßnahmen und Fertigstellungspflege: Anpflanzung der neun Obstbaum-Hochstämme. Geeignete Sorten 
können der Liste des Landschaftspflegeverbands Traunstein entnommen werden. Zu verwendende Mindestgröße ist H 
StU12-14 cm. Die Obstbäume sind jeweils mit einem Stützgerüst zu versehen. Bei der Pflanzung ist ein 
Verdunstungs- und Verbissschutz am Stamm sowie ein Wühlmausschutz anzubringen. Pflanzschnitt durchführen. Die 
Baumscheibe ist durch geeignete Maßnahmen (z. B. Auftragen von Rindenmulch) freizuhalten. Stammnahe Düngung 
der gepflanzten Bäume durchführen.

Die bestehende Intensivwiese muss drei Jahre lang ausgehagert werden. Dazu wird die Fläche mind. fünfmal jährlich 
gemäht und das Schnittgut abgefahren. Der Einsatz von Dünger und Pestiziden ist nicht gestattet. Im vierten Jahr wird 
die Fläche im Frühjahr kurz gemäht und das Schnittgut abgefahren. Dann die Hälfte der Fläche (in Streifen von ca. 6 
m Breite entgegengesetzt der üblichen Mährichtung) fein fräsen und mit gebietseigenem Saatgut für artenreiche 
Extensivwiesen (mind. 50 % Kräuteranteil, Ursprungsgebiet 17) ansäen. Das Saatgut nur anwalzen, nicht einarbeiten. 
Bei einer Bestandshöhe von 25 cm ist eine Schröpfmahd durchzuführen. Aufkommender Ampfer muss ausgestochen 
werden.

Die Umsetzung der Herstellungsmaßnahmen ist durch eine fachlich geschulte Person zu begleiten und mit Berichten 
zu dokumentieren. Die Dokumentation ist an die Untere Naturschutzbehörde weiterzuleiten.

Entwicklungsmaßnahmen: Bindestricke und Verdunstungsschutz an den Obstbäumen jährlich kontrollieren und bei 
Bedarf erneuern. Baumscheibenfreihaltung mind. acht Jahre lang kontrollieren und evtl. nachbessern. In den ersten 
fünf Jahren nach der Pflanzung ist eine stammnahe Düngung der Bäume durchzuführen.

Mahd der Wiese zweimal jährlich. Kein Einsatz von Dünger und Pestiziden. Die erste Mahd darf nicht vor dem 15. Juni 
und ausschließlich tierschonend streifenweise (nicht von außen nach innen) durchgeführt werden. Abfuhr des 
Mähgutes nach 1-3 Tagen Liegezeit. Mulchen der Fläche ist nicht gestattet. Eine Nachbeweidung der Fläche im 
Herbst ist erlaubt. Jährliche Ampferkontrolle bzw. Ausstechen des Ampfers bis dieser ausbleibt. Kontrolle der 
Ansaatflächen auf ihr Entwicklungspotential. Evtl. ist eine Nachsaat durchzuführen, sollte sich die Fläche nicht 
artenreich entwickeln.

Die Umsetzung der Entwicklungsmaßnahmen (z. B. Ampferbekämpfung) und die Entwicklung des artenreichen 
Grünlandes ist durch eine fachlich geschulte Person zu begleiten. Berichte hierzu sind der Unteren 
Naturschutzbehörde alle drei Jahre bis zum Erreichen des Entwicklungsziels zu übermitteln. Das Erreichen des 
Entwicklungsziels ist der Unteren Naturschutzbehörde anzuzeigen.

Unterhaltungsmaßnahmen: Mahd zweimal jährlich. Abfuhr des Mähguts nach 1-3 Tagen Liegezeit. Ein Mulchen der 
Fläche sowie der Einsatz von Dünger und Pestiziden sind nicht gestattet. Erste Mahd ab 15. Juni. Die Mahd darf nur 
tierschonend streifenweise und nicht von außen nach innen durchgeführt werden. Eine Nachbeweidung der Fläche im 
Herbst ist erlaubt.

5. Ökologischer Ausgleich

Maßnahme 2 A

Entwicklungsziel: mesophile Hecke (B112 gem. BayKompV)

Herstellungsmaßnahmen und Fertigstellungspflege: Fläche fein fräsen, dann die Sträucher und Bäume 
fünfreihig gem. Pflanzliste anpflanzen. Es sind ausschließlich Gehölze aus gebietseigener Herkunft des 
Herkunftsgebiets 6.1 Alpenvorland zu verwenden. Arten und Qualitäten wie in der Pflanzliste angegeben. 
Pflanzabstand ist 1,5 * 1,5 m im Dreiecksverband. Die Pflanzfläche ist mit Stroh zu mulchen und vor 
Verbiss zu schützen. Die Umsetzung der Herstellungsmaßnahmen ist durch eine fachlich geschulte 
Person zu begleiten und mit Berichten zu dokumentieren. Die Dokumentation ist an die Untere 
Naturschutzbehörde weiterzuleiten.

Entwicklungsmaßnahmen: In den ersten vier Jahren nach dem Herstellungsjahr ist die Pflanzfläche 
mindestens einmal jährlich auszumähen. Aufkommende Neophyten durch gezielte Mahd bei einer 
Bestandshöhe von ca. 50 cm bekämpfen. Ampfer ausstechen. Ausgefallene Gehölze sind zu ersetzen.

Unterhaltungspflege: Alle zehn Jahre sind auf jeweils ¼ der Heckenlänge die Sträucher auf Stock zu 
setzen. Die Bäume sind zu erhalten.

Pflanzliste:

Artenliste Bäume für Hecken

Herkunft* Artenbezeichnung Qualität Anzahl

6.1 Acer campestre Feld-Ahorn 80/120 10

6.1 Malus sylvestris Holzapfel 80/120 10

814 04 Prunus avium Wild-Kirsche 80/120 10

6.1 Sorbus aucuparia Eberesche 80/120 10

Gesamtstückzahl Einzelbäume 40

Artenliste Sträucher für Hecken

Herkunft* Artenbezeichnung Qualität Anzahl

6.1 Cornus sanguinea Hartriegel Str 2xv 60-100 20

6.1 Crataegus monogyna Weißdorn Str 2xv 60-100 20

6.1 Lonicera xylosteum Heckenkirsche Str 2xv 60-100 20

6.1 Prunus spinosa Schlehe Str 2xv 60-100 10

6.1 Rosa canina Hunds-Rose Str 2xv 60-100 20

6.1 Salix caprea Sal-Weide Str 2xv 60-100 20

6.1 Sambucus nigra Schw. Holunder Str 2xv 60-100 20

6.1 Viburnum lantana Woll. Schneeball Str 2xv 60-100 20

Gesamtstückzahl Sträucher 150

*Herkunft gem. Vorkommensgebiete gebietseigener Gehölze (LfU) bzw.

Forstvermehrungsgut-Herkunftsgebietsverordnung (FoVHgH)

Umgrenzung von Flächen mit festgesetzten immissionswirksamen flächenbezogenen
Schallleistungspegeln (siehe Ziffer [hier den entsprechenden Verweis eintragen] der
Festsetzungen)

Teilflächen Immissionsschutz (siehe 6. Textliche Festsetzungen)

Versorgungsleitung - unterirdisch (Bayernwerk AG)
beidseitig 2,50 m Schutzzonenbereich

2
,5

0
2
,5

0

3.1 Gebäudeform
Als Gebäudeform ist ein ruhiger, klarer Baukörper vorzusehen.

3.2 Dachgestaltung
Die Dächer der Haupt- und Nebengebäude sind als Satteldächer mit einer Dachneigung von 10° bis 26°, 
als Pultdächer mit einer Dachneigung von 5° bis 12° und einem Mindestdachüberstand von 0,50 m an 
der Traufe und Ortgang, als Flachdächer oder als Sheddächer auszubilden.

3.3 Außenfassaden
Für die Außenfassade gestattete Baumaterialien sind Holz (hell- und mittelbraun), Putz (gedeckte Weiß- 
und Erdtöne, dunkle Braun- und Grüntöne) und Blech (ausschließlich lackiert in nicht glänzenden Farben, 
vgl. Farbvorgaben zu Putz). Glänzende Materialien sind nicht gestattet. Glaselemente dürfen 
ausschließlich in vogelschlagsicherer Ausführung verwendet werden (z. B. satiniertes oder gemustertes 
Glas, feststehende vorgebaute Außenjalousien). Die verwendeten Materialien sind vorab mit der Unteren 
Naturschutzbehörde anzustimmen.

3.4 Abstandsflächen
Nach Art. 6 Abs. 5 Satz 2 der Bayerischen Bauordnung (BayBO) sind abweichende Abstandsflächen 
zugelassen (siehe Begründung).

3.5 Baumfallzone
Fläche, bei deren Bebauung besondere bauliche Vorkehrungen gegen äußere Einwirkungen oder bei 
denen besondere bauliche Sicherungsmaßnahmen gegen Naturgewalten erforderlich sind (§ 9 Abs. 5 Nr. 
1 BauGB) in diesem Fall Baumfallzone. Aufgrund des südlich angrenzenden Waldbestandes sind bei 
Gebäuden, die innerhalb der Baumfallzone errichtet werden und dem dauerhaften Aufenthalt von 
Menschen dienen, Maßnahmen zum Schutz gegen fallende Bäume zu treffen. Die bautechnische 
Sicherung muss geeignet sein, um Personenschäden zu vermeiden. Die Dächer sollten in 
Stahlbetonkonstruktion errichtet werden. Ein entsprechender Trümmerzuschlag ist hierbei statisch zu 
berücksichtigen. Technisch gleichwertige Lösungen sind möglich, wenn ein statischer Nachweis erbracht 
wird. Im Genehmigungsverfahren ist gegenüber der Genehmigungsbehörde und dem Waldbesitzer ein 
Haftungsausschluss zu erklären.

4.3 Randeingrünung auf privater Grünfläche

Entlang der äußeren Geltungsbereichsgrenze ist der Erweiterungsbereich mit einem breiten 
Grünstreifen entsprechend der zeichnerischen Festsetzungen einzugrünen. Es sind naturnahe, 
freiwachsende Heckenstrukturen, Baumpflanzungen und Wiesenflächen vorzusehen und dauerhaft zu 
erhalten. Innerhalb der Strauchflächen sind Sträucher mindestens dreireihig in lockeren, artgemischten 
Gruppen (Abstand 1,5 x 1,5 m im Dreiecksverband) zu pflanzen. Wiesenflächen im Bereich der 
Randeingrünung sind naturnah und artenreich zu gestalten und mäßig extensiv zu pflegen. Mahd zwei- 
bis dreimal jährlich. Es sind die Arten der Pflanzenliste aus Punkt 4.5 zu verwenden.

4. Grünordnung

4.4 Durchgrünung des Geltungsbereichs

Zusätzlich zur festgesetzten privaten Grünfläche am Ortsrand sind mindestens 10 % des Baulands 
als Wiesen- oder Rasenfläche bzw. gärtnerisch gestaltete Flächen anzulegen und dauerhaft zu 
erhalten. Auf den Bauparzellen sind je angefangene 500 qm Grundstücksfläche ein Baum I./II. 
Ordnung oder alternativ zwei Bäume III. Ordnung zu pflanzen. Auswahl aus der Artenliste unter 
Punkt 4.5.

Mindestens die Hälfte der anzulegenden Grünflächen sind mit heimischen Sträuchern aus u. g. Liste 
zu bepflanzen (nur gebietseigenes Pflanzenmaterial aus dem Herkunftsgebiet 6.1 Alpenvorland). 
Diese Pflanzungen sind dauerhaft zu erhalten. Auswahl aus der Artenliste unter Punkt 4.3). 
Innerhalb der Strauchflächen sind Sträucher 3-5-reihig in lockeren, artgemischten Gruppen (Abstand 
1,5 x 1,5 m im Dreiecksverband) zu pflanzen.

4.5 Pflanzenliste

Bäume I. oder II. Ordnung (Mindestqualität H. 3xv., mB., StU 16-18

Acer plataniodes Spitz-Ahorn, auch in den Sorten "Cleveland" und "Fairview"

Alnus incana Grau-Erle

Carpinus betulus Hainbuche

Quercus robur Stiel-Eiche

Bäume III. Ordnung (Mindestqualität H. 3xv., mB., StU 14-16

Acer campestre Feld-Ahorn

Sorbus aria Mehlbeere

Sorbus intermedia Schwedische Mehlbeere

Sträucher (Mindestqualität Str. v., 60-100

6.1 Alpenvorland)

Corylus avellana Hasel

Cornus sanguinea Blut-Hartriegel

Crataegus monogyna Eingriffeliger Weißdorn

Euonymus europaeus Pfaffenhütchen

Lonicera xylosteum Heckenkirsche

Ligustrum vulgare Liguster

Prunus spinosa Schlehe

Rosa canina Hunds-Rose

Salix caprea Sal-Weide

Sambucus nigra Schwarzer Holunder

Viburnum lantana Wolliger Schneeball

Viburnum opulus Gewöhnlicher Schneeball

4.6 Einfriedungen

Einfriedungen und Zäune dürfen ausschließlich ohne Sockel ausgeführt werden. Zwischen dem 
Zaun und dem Boden muss ein Mindestabstand von 10 cm verbleiben.

3. Baugestaltung

1. Art der baulichen Nutzung

2. Maß der baulichen Nutzung

1.1 Das Bauland ist als Gewerbegebiet (GE) und als Industriegebiet (GI)
im Sinne der §§ 8, 9 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) festgesetzt

2.1 Zulässige Geschoßflächenzahl (GFZ) maximal 1,6
2.2 Zulässige Grundflächenzahl 0,8

2.3 Gebäudehöhe
a) Hauptgebäude, Hallen:
Als seitliche Wandhöhe gilt das Maß von der festgesetzten mittleren Geländehöhe als unterer
Bezugspunkt bis zum Schnittpunkt der Wand mit der Oberkante Dachhaut. Sollte ein Gebäude über die
Abgrenzungslinie unterschiedlicher mittlerer Geländehöhen zu liegen kommen, gilt die Geländehöhe des
Schwerpunktes des Gebäudes als untere Begrenzung. Betrieblich erforderliche Kamine sind bis zu einer
Höhe von 30 m ausnahmsweise zulässig. (16 Abs. 6 BauNVO)

zu erhaltende Grünfläche

Ausgleichsfläche - Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung von Natur und Landschaft

anzulegende mäßig extensiv genutzte, artenreiche Wiese

Krautflur artenarm

Ausgleichsflächen Klebham M1: 2.000, Flur Nr. 4462 (T) und 4462/1 (T), Gemarkung Fridolfing

Der erforderliche Kompensationsbedarf wird auf den Flurstücken Nr. 4462 (T) und 4462/1 (T), Gmk. 
Fridolfing, nachgewiesen. Die Fläche befindet sich ca. 800-1000 m südwestlich des Eingriffsbereichs.

Mit dem Bauantrag oder Antrag auf Nutzungsänderung im Rahmen des jeweiligen
Genehmigungsverfahrens kann die Genehmigungsbehörde den Nachweis fordern, dass die festgesetzten
immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegel durch das entsprechende Vorhaben nicht
überschritten werden.
Auf die Nachweise kann verzichtet werden, wenn offensichtlich ist, dass es sich um einen nicht
störenden, geräuscharmen Betrieb (z. B. nur Büronutzung) handelt.
Die in diesem Bebauungsplan genannten DIN-Normblätter, ISO-Normen und VDI-Richtlinien sind bei der
Beuth Verlag GmbH, Berlin, zu beziehen. Die genannten Normen und Richtlinien sind bei dem Deutschen
Patentamt archivmäßig gesichert niedergelegt.

1. Freiflächenplan:

6. Das Grundstück Fl. Nr. 1094, Gmkg. Pietling, ist unter Nummer 18900490 im Kataster nach Art. 3
BayBodSchG eingetragen.

D) Textliche Hinweise

A) Planzeichen für die Festsetzungen

B) Planzeichen für die Hinweise

C) Textliche Festsetzungen

Bestehende Grundstücksgrenzen

Bestehende Gebäude

Flurnummern, z.B. 1094

Asphaltfläche - Zufahrt

Baum

Abgrenzung unterschiedlicher festgelegter mittlerer Geländehöhen

Geländehöhe in Meter über Normal-Null

Bemaßung, z.B. 25,00 m

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen (Wandhöhen, Gewerbe-, Industriegebiet)

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs der Bebauungsplanänderung

Baugrenze

Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO

seitliche Wandhöhe als Obergrenze (z.B. 15,0 m)

Industriegebiet nach § 9 BauNVO

seitliche Wandhöhe als Obergrenze (z.B. 25,0 m)

Straßenverkehrsfläche

3.6 Sichtdreiecke bei Zufahrten
Bei sämtlichen Zufahrten zum Betriebsgelände sind ausreichende, den jeweiligen Vorschriften 
entsprechende, Sichtdreiecke auf öffentliche Straßen und Geh- und Radwege von Sichtbehinderungen 
dauerhaft freizuhalten.

7. Sturzflutrisikomanagement:
Die Gemeinde Fridolfing hat eine Sturzflutmanagementuntersuchung durchführen lassen, aus der
hervorgeht, dass die bereits durchgeführten und im Bebauungsplan dargestellten Maßnahmen (Damm
Sicherbecken) zwar eine Wirkung haben, aber dennoch bei seltenen oder extremen
Niederschlagsereignissen weiterhin eine gewisse Gefährdung vorliegt (siehe hierzu gemeindliches
Sturzflutmanagement).

Planer und Bauherren werden auf die dauerhaft verbleibenden Hochwasser-, Starkregen-und 
Grundwasserrisiken und das gesetzliche Gebot zur Schadensreduktion (§ 5 Abs. 3 WHG) hingewiesen.

Zur Reduzierung der Gefährdungen werden hochwasserangepasste Bauweisen und Nutzungen 
empfohlen. Fachliche Empfehlungen hierzu gibt die Hochwasserschutzfibel des Bundesministeriums für 
Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit: https://www.fib-bund.de/Inhalt/Themen/Hochwasser/

Der Abschluss einer Elementarschadensversicherung wird empfohlen. Informationen enthält der Flyer
„Voraus denken - elementar versichern“ der Bayerischen Staatsregierung sowie die folgende
Internetseite: https://www.elementar-versichern.de/

Es wird in Hinblick auf zunehmende Starkniederschläge empfohlen, dass zukünftige Gebäude 

mindestens das Niveau +389,55 müNN aufweisen sollen. Alle Öffnungen (Kellerschächte, Hauseingänge, 

etc.) sollten min. um 25 cm gegenüber dem Gelände erhöht ausgeführt, bzw. wenn dies nicht möglich ist, 
mit einer Aufmauerung in dieser Höhe ausgestattet werden. Keller sollten als dichte Wanne vorgesehen 
werden.

Grenze der bisherigen Geltungsbereiche

4.1 Oberflächenwasser

Zur Förderung der Grundwasserneubildung ist unbelastetes Niederschlagswasser von Dach- und 
Wegeflächen breitflächig innerhalb des Geltungsbereichs zu versickern. Sollte eine flächige Versickerung 
nicht möglich sein, dann ist eine Versickerung über Mulden oder Rigolen, jedoch immer über eine belebte 
Oberbodenschicht, anzustreben. Vor Baubeginn ist vom Bauherrn selbständig die Möglichkeit der 
Versickerung innerhalb des Geltungsbereichs abzuklären und ggf. ein wasserrechtliches 
Genehmigungsverfahren einzuleiten.

4.2 Stellplätze

Alle neu angelegten Stellplätze innerhalb des Geltungsbereichs der 9. Änderung und Erweiterung des 
Bebauungsplans sind in wasserdurchlässiger Form auszubilden (z. B. Rasenfugenpflaster). Stellplätze 
sind als größere zusammenhängende Einheiten anzuordnen und durch Bäume aus nachfolgender Liste 
zu gliedern. Dabei ist je zehn Stellplätze mindestens ein Baum I. oder II. Ordnung oder wahlweise je fünf 
Stellplätze mindestens zwei Bäume III. Ordnung zu pflanzen. Die Breite der gliedernden Pflanzstreifen 
muss mindestens zwei Meter betragen. Auswahl der zu pflanzenden Bäume aus Pflanzliste gemäß Pos. 
4.5. Bestehende Stellplätze bleiben von diesen Vorgaben unberührt.

Maßnahme 3 A

Entwicklungsziel: Grünland, mäßig extensiv genutzt, artenreich (G212-GU651L gem. BayKompV)

Herstellungsmaßnahmen und Fertigstellungspflege, Entwicklungs- und Unterhaltungsmaßnahmen:

siehe Maßnahme 1 A, jedoch ohne die Obstbaumpflanzung.

Maßnahme 4 A

Entwicklungsziel: Grünland, mäßig extensiv genutzt, artenreich (G215-GB00BK), regelmäßig 

brachfallend

Herstellungsmaßnahmen und Fertigstellungspflege: Die Herstellungsmaßnahmen sind im Herbst 
durchzuführen! Auf der Fläche muss zunächst der Oberboden abgetragen und entsorgt werden. Dann 
die Fläche fein fräsen und mit gebietseigenem Saatgut für artenreiche Extensivwiesen (mind. 50 % 
Kräuteranteil, Ursprungsgebiet 17) ansäen. Das Saatgut nur anwalzen, nicht einarbeiten. Bei einer 
Bestandshöhe von 25 cm ist eine Schröpfmahd durchzuführen. Aufkommender Ampfer muss 
ausgestochen werden.

Die Umsetzung der Herstellungsmaßnahmen ist durch eine fachlich geschulte Person zu begleiten und
mit Berichten zu dokumentieren. Die Dokumentation ist an die Untere Naturschutzbehörde
weiterzuleiten.

Entwicklungsmaßnahmen und Unterhaltungspflege: Mahd der Fläche alle fünf Jahre einmal jährlich. 
Frühester Mahdzeitpunkt ist ab Anfang September! Der Einsatz von Dünger (mineralisch, Gülle, Mist 
etc.) sowie von Pestiziden ist nicht gestattet.

6. Artenschutz

Folgende artenschutzfachliche Vermeidungs- und vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen 
(CEF-Maßnahmen) sind durchzuführen:

– Zeitliche Befristung von Gehölzfällungen – Schutz von Niststätten
Gehölzentfernungen und -fällungen sind ausschließlich in der Zeit vom 01.10. bis 28.02. durchzuführen.

– Zeitliche Befristung von Sanierungsarbeiten bzw. Bautätigkeiten am Restaurantgebäude
Sanierungsarbeiten bzw. Bautätigkeiten am Ostgiebel des Restaurantgebäude sind im Zeitraum
zwischen 01.09. und 31.10. zu beginnen.

– Zeitliche Befristung von Bautätigkeiten am Bürogebäude aus Modulbauweise
Sanierungsarbeiten bzw. Bautätigkeiten am Bürogebäude in Modulbauweise sind im Zeitraum zwischen
01.09. und 28.02. durchzuführen. Sollten die Bautätigkeiten in dieser Zeitspanne nicht fertiggestellt
werden können, sind sie ab dem 01.03. ohne Unterbrechung bis zu ihrer Fertigstellung fortzuführen.

– Kompensation von Verlusten potenzieller Fledermausquartiere durch künstliche Quartiere
Bei Verlust von Habitat- oder Höhlenbäumen der Kategorie A gem. der saP oder Eingriffe in
Fledermausquartiere am Ostgiebel des Restaurantgebäudes sind als Ersatz für verlorengehende
Quartiere folgende künstliche Habitate auszubringen:
- mind. 10 St. Fledermausflachkasten (z. B. Modell 1FF der Fa. Schwegler)
- mind. 3 St. Fledermaus-Ganzjahresquartier (z. B. Modell 1 WQ der Fa. Schwegler)
Die Ersatzquartiere sind in einem Abstand von max. 1,2 km zum Eingriffsort an bestehenden Gebäuden
oder Bäumen abseits von Lichtquellen anzubringen.

– Anpassung des Beleuchtungskonzepts an artenschutzfachliche Gesichtspunkte
Die von den Beleuchtungseinrichtungen im Bereich der Außenanlagen ausgehende Streulichtwirkung ist
durch entsprechende Platzierung der Lichtquellen und Anpassung der Lichtkegel zu minimieren. Nach
oben oder seitwärts gerichtete Strahler sind nicht zulässig. Es dürfen ausschließlich warmweiße
LED-Lampen mit einer Farbtemperatur bis max. 3000 Kelvin verwendet werden. Die Lichtpunkthöhe ist
so niedrig wie möglich zu wählen.

– Ökologische Baubegleitung
Die Umsetzung aller artenschutzfachlichen Maßnahmen ist von einer ökologischen Bauaufsicht zu
begleiten. Der unteren Naturschutzbehörde Traunstein sind Name und Erreichbarkeit der beauftragten
Person vor Umsetzung der Maßnahmen und Baubeginn mitzuteilen. Die Umsetzung der Maßnahmen ist
in Wort und Bild zu dokumentieren und Berichte darüber sind regelmäßig an die untere
Naturschutzbehörde weiterzureichen.

- CEF 1 – Exposition von Nisthilfen für gebäudebrütende Vogelarten
Bei Eingriffen am Bürogebäude in Modulbauweise mit potenziellem Verlust von Vogelniststätten sind vor
dem Eingriff fünf künstliche Nisthilfen des Typs Starenhöhle (z. B. Modell 3S der Fa. Schwegler) auf dem
Firmengelände zu exponieren.

- CEF 2 - Lebensraumverbesserung für Rebhuhn
Zur Sicherstellung der durchgehenden ökologischen Funktionalität des Rebhuhn-Lebensraums ist der
durch die Maßnahme 4 A zu schaffende Ersatzlebensraum bereits vor dem Eingriffszeitpunkt in den
Lebensraum des Rebhuhns so herzustellen, dass er die Lebensraumfunktionen für das Rebhuhn bereits
erfüllt sobald der Eingriff wirksam wird.

5.1 Ausgleichsmaßnahmen
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Baumfallzone

Sichtdreiecke - keine Sichthindernisse über 0,75 m


